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Zukunft geht nur mit Frauen und Mädchen 
 
Mehr als die Hälfte der Bevölkerung in NRW sind Frauen und Mädchen. Die neue 
Landesregierung wird sich in allen Politikfeldern für sie stark machen und 
geschlechtsspezifische Benachteiligungen abbauen. Wir sind davon überzeugt, dass 
Geschlechtergerechtigkeit Chancen in allen gesellschaftlichen Bereichen schafft. Unser Ziel 
ist ein selbstbestimmtes und partnerschaftliches Miteinander der Geschlechter in allen 
Lebensbereichen. 
 
Da derzeit keine zusätzlichen Personal- und Sachmittel zur Verfügung stehen, richten die 
Staatskanzlei und die Ressorts zur Umsetzung der Querschnittsaufgaben Gender 
Mainstreaming und Gender Budgeting jeweils die Funktion einer/ eines Gender 
Mainstreaming-Beauftragten ein. Diese Funktion wird nicht den Gleichstellungsbeauftragten 
übertragen. Die Landesregierung beauftragt die Staatskanzlei, den Prozess der weiteren 
Implementierung und Umsetzung von Gender Mainstreaming zu koordinieren und dem 
Kabinett regelmäßig zu berichten. Perspektivisch hält die Landesregierung an ihrem Ziel fest, 
zur erfolgreichen Umsetzung von Gender Mainstreaming und Gender Budgeting eine 
Gender Stabstelle in der Staatskanzlei einzurichten. 
 
 
Schutz gegen Gewalt 
 
Mit der Wiederaufnahme der Förderung der 4. Personalstelle in den Frauenhäusern haben 
wir die Kürzung aus der 14. Wahlperiode korrigiert. Perspektivisch ist es unser Ziel, jeder von 
Gewalt betroffenen Frau und jedem ihrer Kinder kostenlose Zuflucht in einem Frauenhaus zu 
gewährleisten, unabhängig von Herkunft, Wohnort, Einkommen, Aufenthaltsstatus, sexueller 
Identität oder Behinderung. Daher wollen wir ein Landesgesetz auf den Weg bringen, das 
eine verlässliche und bedarfsgerechte Finanzierung von Frauenhäusern in ihrer 
Aufgabenvielfalt verankert, und eine Förderung aus einer Hand sicherstellt. Gemeinsam mit 
den Akteurinnen der Frauenhäuser werden wir Impulse zur Weiterentwicklung der 
Frauenhäuser setzen. 
 
Zum Schutz von Mädchen vor sexualisierter und häuslicher Gewalt und jenen, die von 
Zwangsheirat betroffen sind, werden wir eine ausreichende Zahl von Unterbringungsplätzen 
in spezialisierten Mädchenhäusern an zwei Standorten in NRW zur Verfügung stellen. Im 
Bundesrat werden wir uns weiterhin dafür einsetzen, die aufenthaltsrechtliche Situation von 
Opfern von Zwangsheirat zu verbessern. 
 
Mit den Frauennotrufen und allgemeinen und spezialisierten Frauenberatungsstellen 
existieren professionelle Beratungsangebote, die den betroffenen, teils traumatisierten 
Frauen und Mädchen zur Seite stehen. Sie gilt es weiter in auskömmlicher Höhe zu fördern. 
Zudem werden wir prüfen, ob auch eine auskömmliche Finanzierung des Beratungsangebots 
der Frauenberatungsstellen und -notrufe gesetzlich in dem obengenannten Gesetz zur 
Frauenhausfinanzierung abgesichert werden kann. 
 
Wir streben ein bedarfsgerechtes Angebot zur anonymen Spurensicherung bei sexualisierter 
und häuslicher Gewalt mit Einlagerung der Spuren in den rechtsmedizinischen Instituten des 
Landes an. 



 
Wir werden den Landesaktionsplan zur Bekämpfung von Gewalt gegen Mädchen und 
Frauen mit den Akteurinnen und Akteuren in diesem Arbeitsbereich weiterentwickeln. 
Darüber hinaus wollen wir die Einbeziehung der Thematik Gewalt im Geschlechterverhältnis 
in die Aus- und Fortbildung verschiedener Berufsgruppen voranbringen. 
 
 
Gleiche Rechte für Frauen 
 
Wir werden das Landesgleichstellungsgesetz NRW novellieren und durch die Stärkung 
seiner Durchsetzungskraft zu einem effektiven Instrumentarium für eine aktive 
Frauenförderung ausgestalten. Um die Stellung der Gleichstellungsbeauftragten zu festigen 
sowie der Unterrepräsentanz von Frauen in Führungspositionen und Gremien 
entgegenzuwirken, müssen auch neue rechtliche Wege beschritten werden. Dabei werden 
wir rechtliche Spielräume zur verbindlichen Festlegung von Zielquoten sowie zur 
Verankerung von Sanktionen prüfen. Die Vorgaben für Frauenförderpläne und den 
Landesgleichstellungsbericht werden wir effizienter ausgestalten. Zur Erhöhung des Anteils 
von Frauen mit Migrationsgeschichte im Öffentlichen Dienst werden wir Maßnahmen und 
Instrumente im Gesetz festschreiben. 
 
Darüber hinaus wollen wir Maßnahmen ergreifen, um den Anteil von Frauen im 
Landesparlament und den kommunalen Vertretungen zu erhöhen. 
 
Zur Verbesserung der Situation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt haben wir regional 
vernetzte Kompetenzzentren Frau und Beruf als Unterstützungs- und Förderangebot für 
Frauen entwickelt, die in jeder der 16 arbeitsmarktpolitischen Regionen des Landes an den 
Start gehen. Wir werden die Kompetenzzentren bei der Herstellung von Chancengleichheit 
für Frauen durch die Verankerung von Genderaspekten in der Wirtschafts- und Strukturpolitik 
aktiv begleiten. 
 
Im Bereich der Öffentlichen Auftragsvergabe haben wir im Rahmen des Tariftreue und 
Vergabegesetzes eine gleichstellungspolitische Weichenstellung vorgenommen, indem 
Auftragnehmerinnen und -nehmer zukünftig verpflichtet werden, bei der Ausführung des 
Auftrags Maßnahmen zur Frauenförderung im eigenen Unternehmen durchzuführen oder 
einzuleiten. 
 
Wir werden dafür Sorge tragen, dass die Förderrichtlinien der EU unter Einbeziehung der 
Umsetzung von Gender Mainstreaming eingehalten werden. 
 
Um das geschlechterstereotype Berufswahlverhalten von Mädchen und Jungen und die 
tradierte Berufsorientierung von Frauen und Männern aufzubrechen, werden wir 
geschlechtersensible Angebote im Rahmen des Übergangssystems Schule-Beruf initiieren. 
In weiteren Schritten werden wir die Regeleinrichtungen von Kita über Schule bis hin zu den 
Trägern von Weiterbildung und -qualifizierung in diese Überlegungen einbeziehen. 
 
Wir setzen uns für die Durchsetzung des Prinzips "Gleicher Lohn für gleiche und 
gleichwertige Arbeit" ein. In Kooperation mit den Tarifpartnern wollen wir eine 
öffentlichkeitswirksame Kampagne zur Entgeltgleichheit starten und uns für die 
Neubewertung so genannter frauenspezifischer Arbeitsplätze einsetzen. Der öffentliche 
Dienst muss mit gutem Beispiel vorangehen. Deshalb wollen wir die Eignung des 
Instruments „eg-check-Verfahren“ zur Ermittlung von Entgeltdiskriminierung im öffentlichen 
Dienst prüfen. 
 
Wir haben bereits eine Bundesratsinitiative zur Quotierung von Aufsichtsräten auf den Weg 
gebracht. Auch weiterhin werden wir uns für die Förderung von Frauen in 
Führungspositionen in der Privatwirtschaft einsetzen. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass 



freiwillige Selbstverpflichtungen zur Erhöhung des Frauenanteils in Aufsichtsräten und 
Vorständen nicht eingehalten werden. Daher brauchen wir gesetzliche Regelungen. 
 
Wir werden in allen Bereichen darauf achten, dass die geschlechtsspezifischen Belange von 
Frauen mit Behinderung konsequent berücksichtigt werden. Die Förderung des Netzwerk-
Büros Frauen und Mädchen mit Behinderung werden wir fortführen. 
 
Um Menschen mit Behinderung in ihren reproduktiven und sexuellen Rechten zu stärken, 
wollen wir in Zusammenarbeit mit den Landschaftsverbänden eine Fachstelle zum Thema 
„Sexualität und Behinderung“ auf den Weg bringen, die zudem zum Ziel hat, 
trägerübergreifend Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der Regeleinrichtungen zu schulen. 
 
Um Prostituierten ein möglichst großes Maß an Selbstbestimmung zu ermöglichen, ihnen 
menschenwürdige Arbeitsbedingungen zu gewährleisten sowie Menschenhandel zur 
sexuellen Ausbeutung zu bekämpfen, werden wir die bisherigen Erkenntnisse des Runden 
Tisches zur Regelung der Prostitution auf kommunaler Ebene erproben und wissenschaftlich 
begleiten, um die gewonnen Erkenntnisse für sämtliche Kommunen NRWs transferfähig zu 
machen. 
 
Gendergerechte Gesundheitsversorgung 
 
Frauen und Männer sind anders krank. Diese Erkenntnis setzt sich derzeit noch viel zu 
langsam im gesundheitlichen Versorgungssystem durch. Den Schaden haben Patientinnen 
und Patienten aufgrund nicht sachgerechter Versorgung sowie die Volkswirtschaft durch 
vermeidbare finanzielle Belastungen. Wir haben uns diesem Problem gestellt und die 
Landesfachstelle Frauen und Sucht sowie das Kompetenzzentrum Frauen und Gesundheit 
wieder an den Start gebracht. 
 
Allerdings sind weitere Bemühungen unerlässlich, um notwendige Fortschritte in der 
geschlechtergerechten medizinischen Versorgung zu erzielen. Wir werden uns auf 
Bundesebene für eine Änderung der Approbationsordnung für Ärztinnen und Ärzte 
einsetzen, um zukünftig die Vermittlung von Genderwissen und Handlungsmöglichkeiten in 
der ärztlichen Ausbildung zu verankern. 
 
Zur Stärkung der Gesundheit von Mädchen und Jungen werden wir bisherige Maßnahmen 
intensivieren, gesundheitliche Präventionsangebote konsequent geschlechtersensibel 
gestalten und zudem ein stärkeres Gewicht auf interkulturelle Gesundheitsprojekte für 
Jugendliche legen. Um Essstörungen angemessen zu begegnen, werden wir ein 
Landeskonzept Essstörungen erstellen. Zur Versorgung medikamentenabhängiger 
schwangerer Frauen, Mütter und ihrer Kinder werden wir Maßnahmen auf den Weg bringen. 
Wir werden uns dafür einsetzen, dass in der Pflege älterer Menschen die unterschiedlichen 
Bedürfnisse von Frauen und Männer besser wahrgenommen werden und das 
Selbstbestimmungsrecht gerade in geschlechtersensiblen Fragen besondere Beachtung 
findet. Und nicht zuletzt werden wir uns auf Bundesebene für eine bessere Alterssicherung 
pflegender Angehöriger einsetzen. 
 
Wir werden einen Runden Tisch Geburtshilfe einrichten, um sicherzustellen, dass in NRW 
trotz immer schwieriger werdenden Rahmenbedingungen für die Hebammen auch weiterhin 
das Recht auf freie Wahl bei der Geburtshilfe gewährleistet wird. Zudem werden wir uns auf 
Bundesebene für verbesserte Rahmenbedingungen der Hebammentätigkeit und für die 
Überführung der Hebammenleistungen in das SGB V einsetzen. Damit leisten wir auch einen 
Beitrag gegen die Fehlentwicklung der steigenden Kaiserschnittrate. 
 
 

 
 



Frauenrelevantes aus anderen Kapiteln: 
 
 
 

I. Präambel 
 
Seite 6  Nordrhein-Westfalen: Land des Zusammenhalts 
 
Die Menschen in NRW wissen um den Wert von sozialer Gerechtigkeit und gesellschaftlicher 
Teilhabe. Doch nach wie vor haben viele weniger Chancen und sind vom gemeinsamen 
Leben in NRW ausgeschlossen. Deshalb wollen wir Nordrhein-Westfalen zum Land des 
Zusammenhalts weiterentwickeln und hier die Vorreiterrolle übernehmen. Alle Menschen, die 
hier leben, sind Teil dieses Landes – unabhängig von ihrer Herkunft, ihrer Religion, ihrer 
körperlichen und geistigen Verfassung, unabhängig von Geschlecht, Alter oder sexueller 
Identität, unabhängig vom finanziellen oder sozialen Status. Unser Ziel einer 
geschlechtergerechten und diskriminierungsfreien Gesellschaft erreichen wir nur in enger 
Zusammenarbeit mit den Organisationen und Initiativen der Zivilgesellschaft. … 
 
 
 

II. Bildung 
 
Seite 22   Wir richten die Lehrerausbildung auf die Zukunft aus 
 
Zu einer zukunftsorientierten Schulentwicklung gehört eine moderne Lehrerbildung und ein 
neues Lehrerleitbild. Dazu zählen vorrangig der professionelle Umgang mit Heterogenität 
und Diagnosekompetenz sowie Kompetenzen in interkulturellem Lernen und 
Geschlechtergerechtigkeit. … 
 
 
Seite 27  Umsetzung des Landesprogramms für geschlechtergerechte 
Hochschulen 
 
In den kommenden fünf Jahren wollen wir unsere Hochschulen nachprüfbar 
geschlechtergerechter machen. Frauenförderung ist eine Frage der Gerechtigkeit und der 
Zukunftsfähigkeit. Wir werden daher das Landesprogramm für geschlechtergerechte 
Hochschulen umsetzen. Um das Gleichstellungsziel zu erreichen, soll in den Fachbereichen 
eine gesetzlich verankerte Frauenquote nach dem Kaskadenmodell eingeführt werden. 
 
 
Seite 28   Hochschulgesetz novellieren 
 
Wir wollen den begonnenen Dialogprozess für ein reformiertes Hochschulgesetz fortsetzen. 
Bestandteile werden unter anderem sein: … 

 Der Frauenanteil in den Hochschulgremien soll deutlich erhöht werden. 
 
 
 

III. Wirtschaft, Klimaschutz, Energie 
 
Seite 38  Fachkräfte sichern 
 
… Darüber hinaus müssen Hürden und Barrieren im Berufsleben beseitigt werden. Die 
Förderung von Frauen stellt einen elementaren Bestandteil der Fachkräftesicherung dar. Im 
Sinne einer modernen Familienpolitik müssen auch im Interesse von Müttern, Vätern und 



den pflegenden Angehörigen weitere Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
umgesetzt werden. … 
 
 
Seite 41  EU-Strukturfonds aus einem Guss 
 
… Bei der Umsetzung aller Themenschwerpunkte sind ein vorbeugender und nachhaltiger 
Politikansatz sowie das Querschnittsziel Chancengleichheit durch aktive Förderung der 
Gleichstellung von Männern und Frauen sowie die Herausforderungen durch den 
demografischen Wandel zu berücksichtigen. … 
 
 
Seite 44   Selbstverwaltungsorgane der Wirtschaft 
 
… Dies verstehen wir sowohl als Chance wie auch als Verpflichtung für die 
Selbstverwaltungsorgane der Wirtschaft, die Strukturen der Kammern effizient, 
demokratisch, geschlechtergerecht und transparent zu gestalten. … 
 
 
 

VI. Arbeit, Soziales, Integration, Inklusion 
 
Seite 103-106   NRW setzt auf gute Arbeit und faire Löhne 
 
Arbeit ist ein zentraler Schlüssel für gesellschaftliche Teilhabe. Deshalb wollen wir dazu 
beitragen, dass alle Frauen und Männer ein existenzsicherndes Einkommen durch 
Erwerbsarbeit erzielen können. Wir wollen das Prinzip 'Gute Arbeit' durchsetzen. Unser Ziel 
ist und bleibt die Vollbeschäftigung. … 
 
… Wir wollen den gravierenden Benachteiligungen von Frauen am Arbeitsmarkt entgegen 
treten und setzen uns insbesondere für gleichen Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit 
ein. Es sind weitere Regelungen mit konkreten Verfahren und Sanktionen notwendig, um 
Entgeltdiskriminierung von Frauen zu beenden. Der öffentliche Dienst muss mit gutem 
Beispiel vorangehen. Deshalb wollen wir die Eignung des Instruments "eg-check-Verfahren“ 
(Entgeltgleichheits-Check) zur Ermittlung von Entgeltdiskriminierung im öffentlichen Dienst 
prüfen. … 
 
… Chancengleichheit, Armutsbekämpfung, Nachhaltigkeit und Erhöhung der 
Frauenerwerbstätigkeit müssen Zielperspektiven auch in der künftigen Förderperiode des 
ESF sein. … 
 
… Wir werden darauf hinwirken, dass die berufliche Teilhabe von Frauen mit Behinderung in 
Beruf und Ausbildung deutlich verbessert und die Angebote zur beruflichen Teilhabe und 
Rehabilitation weiter auf die Bedarfe von Frauen mit Behinderung ausgerichtet wird. … 
 
 
Seite 108-109  Armut vermeiden und bekämpfen 
 
… Auf Bundesebene werden wir uns weiterhin dafür einsetzen, dass Frauen und Männer, 
die sich in Bezug von Leistungen nach den Sozialgesetzbüchern SGB II, SGB XII und 
AsylbLG befinden, einen kostenlosen Zugang zu Verhütungsmitteln 
erhalten. … 
 
… Wir wollen das Aktionsprogramm „Obdachlosigkeit verhindern“ fortführen und 
gendersensibel ausgestalten. … 
 



Seite 113    NRW schützt Menschen vor Verfolgung und in Not 
 
… Vor diesem Hintergrund wollen wir geplanten Rückführungsmaßnahmen der 
Ausländerbehörden unter dem Aspekt des Schutzes von Familien und alleinreisenden 
Frauen überprüfen. … 
 
 
Seite 114  Eine inklusive Gesellschaft - Bewusstseinsbildung und Beteiligung von 
Menschen mit Behinderung 
 
Wir wollen eine neue Kultur inklusiven Denkens und Handelns zur Stärkung des 
gesellschaftlichen Bewusstseins und eines disability mainstreamings aufbauen. Dazu 
beteiligen wir alle Akteure, insbesondere die kommunale Familie, die Organisationen und 
Verbände der Menschen mit Behinderung, d.h. auch der älteren und alten Menschen, und 
alle Ressorts der Landesregierung unter Federführung des für Inklusion zuständigen 
Ministeriums an der Umsetzung, Überprüfung und Weiterentwicklung des Aktionsplans in 
einem Inklusionsbeirat. Begleitende Gremien sollen, wenn möglich, bezogen auf alle 
Interessengruppen jeweils geschlechterparitätisch besetzt werden. … 
 
… Wir wollen in einem inklusiven Gemeinwesen Menschen mit Behinderung keinen 
Lebensweg vorgeben, sondern Selbstbestimmung und individuelle Wahlmöglichkeiten 
eröffnen. Dazu gehört auch einer gendersensible Assistenz. … 
 
 
 

VII. Familie, Jugend, Generationen, Sport 
 
Seite 120  Neujustierung in der Schwangerschaftsberatung 
 

Wir werden die Förderung der Schwangerenberatung neu justieren und die gesetzliche 
Förderung des Landes sachgerechter als bisher verteilen. Deshalb streben wir eine 
Novellierung des Ausführungsgesetzes zum Schwangerschaftskonfliktgesetz (SchKG) an, 
nach der die Verteilung der Förderung auch an der Nachfrage der Beratungs- und 
Präventionsangebote der Beratungsstellen ausgerichtet wird. Dabei sollen die Aufgaben 
nach den §§ 2 und 5 SchKG einbezogen werden. Damit wollen wir die bisherige Regelung, 
die eine schematische gleichhohe Förderung alter Trägergruppen vorsieht, ablösen. 
 
 
Seite 120-121  Jugendpolitik: Ein eigenständiges Politikfeld 
 
… Dabei soll mit Blick auf die Jugendarbeit insgesamt sichergestellt werden, dass möglichst 
alle Jugendliche unabhängig von Geschlecht, sexueller Identität oder Orientierung, 
ethnischer Herkunft, Beeinträchtigungen und Behinderung Zugang zu Angeboten erhalten. 
… 
 
… Wir wollen auch die geschlechtersensible Jugendarbeit fortsetzen und weiter stärken. … 
 
 
Seite 124  Rechtsextremismus bekämpfen 
 
… Da Frauen und Mädchen verstärkt als Aktivistinnen in der rechtsextremen Szene 
auftreten, müssen alle Maßnahmen auch unter der Genderperspektive betrachtet werden. … 
 
 
 
 



Seite 124    Wir bewegen NRW 
 
… Das wichtigste Ziel unserer Sportpolitik besteht darin, allen Menschen Zugang zum Sport 
zu ermöglichen. … Besonders wichtige Zielgruppen sind auch Menschen mit 
Migrationshintergrund, Menschen mit Behinderung, ältere Menschen und Frauen. … 
 
… Sporträume und Sportstätten sollen auch für Frauen, Menschen mit Migrationsgeschichte 
und ältere Menschen entsprechend ihrer Bedürfnisse gestaltet werden. … 
 
 
 

VIII. Gesundheit, Pflege, Emanzipation 
 
Seite 127-130  Gesundheitsversorgung sozial ausrichten 
 
Unser Ziel ist eine flächendeckende, bedarfsgerechte und ohne Hürden zugängliche 
gesundheitliche und medizinische Versorgung für alle Bürgerinnen und Bürger in NRW – 
unabhängig von sozialem Status, Alter, Herkunft oder Geschlecht. Unsere Gesellschaft muss 
sich in Zukunft auch daran messen lassen, wie es gelingt, gesundheitsfördernde Lebens-, 
Wohn- und Arbeitsbedingungen zu realisieren. Hierzu muss Prävention gleichberechtigt 
neben Kuration, Pflege und Rehabilitation einen Beitrag dazu leisten, soziale und 
geschlechtsspezifische Ungleichheiten zu verringern und Lebenschancen zu erhöhen. … 
 
… Notwendig bleibt auch eine geschlechter- und herkunftsdifferenzierte 
Gesundheitsberichterstattung. … 
 
… Die Präventions- und Gesundheitsförderungspraxis muss sich zunehmend mit dem 
Anspruch auseinandersetzen, geschlechtergerechte Konzepte zu entwickeln, um somit auch 
eine geschlechtersensible Versorgung im Sinne des Gender Mainstreaming verbindlich 
umsetzen zu können. … 
 
… Wir wollen gemeinsam mit anderen Akteurinnen und Akteuren die psychosoziale 
Versorgung geschlechtergerecht ausrichten und sie den verschiedenen Bedürfnissen – etwa 
von Kindern und Jugendlichen, Migrantinnen und Migranten, Menschen mit Behinderung und 
der älteren Bevölkerung – weiter anpassen. … 
 
 
Seite 134  Verlässliche und menschliche Pflege sichern 
 
… Pflege muss in hohem Maße die besonderen Bedürfnisse von Männern und Frauen 
beachten und kultursensibel sein. … 
 
 
 

IX. Kommunen, Innen, Justiz 
 
Seite 148  Wir sichern die Zukunftsfähigkeit des öffentlichen Dienstes 
 
… Dazu gehören Veränderungen des Laufbahnrechts, Durchlässigkeit zwischen öffentlichem 
und privatem Sektor, flexible Arbeitszeitmodelle und die Begleitung von beispielhaften 
Praxisprojekten zur Gestaltung altersgerechter Arbeitsbedingungen und der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Im Sinne einer modernen öffentlichen Verwaltung wollen wir Frauen 
attraktive Arbeitsbedingungen bieten und gleiche Karrierechancen ermöglichen. … 
 
 
 



Seite 149  Wir sichern die Zukunftsfähigkeit der Feuerwehren und des 
Katastrophenschutzes 
 
… Durch eine Image- und Personalwerbekampagne werden wir das Engagement von 
Feuerwehren und Kommunen bei der Gewinnung neuer Mitwirkender (insbesondere Frauen 
und Menschen mit Migrationshintergrund) flankieren. … 
 
 
Seite 157  Strafvollzug 
 
… Den besonderen Bedürfnissen von Frauen im Strafvollzug wird ebenso besondere 
Beachtung zuteil wie einem optimierten Übergangsmanagement. … 

 
 
 
XI. Europa, Eine-Welt 
 
Seite 175  Wir bauen mit am Europa 2020 – Für ein Europa der Zukunft 
 
… Die Prinzipien des Gendermainstreaming müssen sich darüber hinaus in allen 
Programmen niederschlagen. … 
 
 
Seite 177  Zukunftsfähige Eine-Welt-Politik – gerecht, friedlich, nachhaltig 
 
… Fragen sozialer Gerechtigkeit, die Bekämpfung von Armut und die Verwirklichung der 
Menschenrechte sind integraler Bestandteil dieser nachhaltigen, ökologischen und 
gendergerechte Entwicklungsstrategie, die wir für Nordrhein-Westfalen verankern wollen. … 
 
 


